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Vieles deutet darauf hin, dass es eine Renaissance einer ak -
tiven staatlichen Wohnungspolitik gibt: Schlagwörter wie
Woh nungsnot, Altersarmut, zweite Miete und Wohnungs-
spekulation umreißen nur ansatzweise, welche berechtig-
ten Verlust ängs te und Risiken bei der Versorgung mit ange-
messenem Wohn  raum bereits bestehen. Nach Jahrzehnten
einer liberalisierten, entstaatlichten Wohnungspolitik deu-
tet sich politisch ein neuer Konsens an, dass die Bereitstel-
lung von bezahlbarem und zugleich energieeffizientem und
altersgerechtem Wohnraum für alle Bürger zur Da seins vor -
sorge ge hört. Für unseren Berufsstand verbindet sich damit
die Frage, inwiefern die wieder erwachte Wohnungspolitik
stärker mit der Stadtentwicklungsplanung verknüpft wer-
den kann.

Eine regulative und zugleich fördernde Wohnungspo litik
für Neubau und Erneuerung war nach dem Zweiten Welt -
krieg eine zentrale Aufgabe des Staates. Zunächst für den
sozialen Wohnungsbau, später auch für die Suburbanisie-
rungswellen des Einfamilienhausbaus wurden umfangrei-
che Fördermittel bereitgestellt und somit eine umfassende
Versorgung sichergestellt. Aber in den 1980er-Jahren ende-
ten die umfangreichen Wohnungsneubauprogramme, zu -
gleich wurde die Gemeinnützigkeit für Wohnungsbaugesell -
schaften abgeschafft und der soziale Wohnungsbau stark
reduziert. Nach der Ver einigung Deutschlands 1990 wur-
den nochmals umfassende Sonderprogramme für die För-
derung des Wohnungsneubaus und der Stadterneuerung
in den neuen Ländern aufgelegt. Seit Ende der 1990er-Jah-
re wurde jedoch überwiegend auf Innenentwicklung – teil-
weise Wohnungsrückbau – gesetzt, Sozialbindungen in den
Großsiedlungen liefen aus, kommunale Wohnungsbestän-
de wurden privatisiert. Staatliche Wohnungspolitik schien
in einen Dornrös chenschlaf gefallen zu sein.

Der insgesamt steigende Wohlstand der Bevölkerung
und die stagnierende Einwohnerentwicklung ließen sogar
die Frage aufkommen, ob öffentlich geförderter Wohnungs -
bau überhaupt noch erforderlich ist. Die derzeitigen Dis-
kussionen zeigen jedoch, dass der demografische und wirt-
schaftliche Wandel sowie die sozialräumlichen Polarisierun-
gen einen starken Einfluss auf den Wohnungsbestand ha-
ben. Die Nachfragestrukturen verändern sich, die Bewoh-
ner werden älter, und viele Wohnungsgrundrisse insbeson-
dere der Nachkriegszeit sind nicht mehr zeitgemäß. Außer-
dem erfordert die energetische Sanierung ei ne starke An -
passung des Wohnungsbestandes, deren Kos ten wieder zu
Mieterhöhungen und zu Verdrängungen führen können.
Die Bereitstellung von bezahlbarem und bedarfsgerechtem
Wohnraum wird daher teilweise wieder zu einer staatlichen
Aufgabe mit einer bedeutenden stadtplanerischen Kompo-
nente.

Im Zuge der Föderalismusreform wurde die Zuständig-
keit für die Wohnraumförderung auf die Länder übertra-
gen, verbunden mit einer jährlichen Zahlung von Kompen-
sationsmitteln in Höhe von 518 Mio. €. Nicht alle Länder
haben die Mittel zweckgebunden für die Schaffung bezahl-
baren Wohnraums eingesetzt. Ergänzend dazu verschärfen
teilweise stark sinkende Bestände von mietpreisgebunde-
nen Wohnungen durch die auslaufenden Belegungs bin dun -
 gen die Situation. Angesichts der aktuellen Kapitalmarktsi-
tuation haben außerdem die Zinsvergünstigungen einen
be  trächtlichen Teil ihrer Wirkung verloren. Zudem decken
offenbar die im geförderten Wohnungsbau zulässigen Mie-
ten nicht mehr die gestiegenen Baukosten. Diese Proble-
matik lässt sich nachvollziehbar erklären: Energieeffizientes
und barrierefreies Bauen und andere Standards sind hin-
sichtlich des Klimawandels und der demografischen Ent-
wicklung zwar sinnvoll, aber nicht immer immobilienwirt-
schaftlich umsetzbar. Andererseits legen angesichts der Fi -
nanzkrise immer mehr Anleger ihr Geld in Immobilien an,
weil sie scheinbar wertstabiler sind, was zu einer starken
Belebung des Wohnungsmarkts in den letzten Jahren ge -
führt hat.

Eine am sinkenden Rentenniveau, der Stärkung selbst -
be   stimmten Wohnens und der energetischen Ertüchtigung
aus  gerichtete Wohnungspolitik wird eine bedeutende Pla -
nung s   aufgabe, da die quantitativen und qualitativen Hand-
lungsbedarfe räumlich stark disparat auftreten. Es gibt er -
heb li che Polarisierungen auf dem Wohnungsmarkt – wäh -
rend in Hamburg, München oder Stuttgart eine extreme
Wohnungs not herrscht und viele Wohnungen neu gebaut
werden, gibt es in einigen Regionen Nordrhein-Westfalens
und Teilen Ostdeutschlands große Wohnungsleerstände.
Die sich entleerenden Räume weisen Wohnungsmärkte auf,
die sich mit stagnierenden oder gar sinkenden Immobilien-
preisen und steigenden Leerständen konfrontiert sehen. Sin -
kende Mieteinnahmen und ein Instandhaltungsrückstau sind
die Folgen. Soziale Stabilisierungssysteme und die För de -
rung von gemeinschaftlichem Wohnen können in diesen
Pro  blem  lagen die richtige Antwort sein. In wachsenden Re -
gionen könnten hingegen eine strategische Grundstücks-
politik und die Schaffung von bezahlbarem Mietwohnraum
die vordringlichere Aufgabe sein, kombiniert mit einer ver-
stärkten Umnutzung von städtischen Entwicklungsflächen.
Hier sind innovative Planungs instrumente und Planungsver-
fahren, wie flexible städtebauliche Konzepte, energetischer
Städtebau, Bestandsanpassung und die Unterstützung von
Standortgemeinschaften und Baugruppen, gefragt.

Das vorliegende Heft gliedert sich in einen ersten Ab -
schnitt über die Einflussfaktoren des Strukturwandels am
Wohnungsmarkt sowie in einen zweiten Abschnitt über die
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neuen Wohnmodelle und bestehende Steuerungsinstru-
mente. Im dritten Abschnitt wird anhand von Beispielen die
Vielschichtigkeit von neuen Wohnmodellen aufgezeigt.

Der erste Abschnitt beginnt mit einem Beitrag von Mat-
thias Waltersbacher über die Auswirkungen des demografi-
schen Wandels auf den Wohnungsmarkt und die Wohn-
standorte auf Grundlage neuester Studien des BBSR. Wal-
tersbacher zeigt auf, wie sehr das Neubauvolumen im letz-
ten Jahrzehnt zurückgegangen ist und wie stark sich die
Nachfragesituation verändert hat. Insbesondere das barrie-
refreie Wohnen im Alter in Bestandsquartieren sieht er als
eine der großen Herausforderungen für die Wohnungspoli-
tik. Anja Müller und Guido Spars verdeutlichen in ihrem Bei-
trag die Veränderungen in der Eigentümerstruktur auf dem
Wohnungsmarkt. Die neuen internationalen Finanzinvesto-
ren können aufgrund ihrer Unternehmens- und Investiti-
onsstrategie negative Auswirkungen auf die Bestände und
die Quartiersentwicklung haben. Die Pluralisierung von Le -
bensformen und Lebensstilen, der demografische und öko-
nomische Wandel führen zu teilweise verändertem Nach-
frageverhalten. Auf neue Nachfragegruppen am Wohnungs -
markt wie beispielsweise Personen mit Versorgungsproble-
men, Migrantenhaushalte oder gemeinschaftliche Wohn-
modelle geht Annette Spellerberg ein. Nach ihrer Einschät-
zung ist es jedoch fraglich, inwieweit diese veränderte Nach -
frage tatsächlich auch neue Wohnformen mit sich bringen
muss. Vielmehr seien doch bereits Siedlungsbewegungen
wie beispielsweise die Gartenstadt Vorläufer heutiger ge -
meinschaftlicher Wohnmodelle.

Im zweiten Abschnitt wird aufgezeigt, welche Bandbrei-
te von Wohnmodellen es gibt und welche Steuerungsmög-
lichkeiten Kommunen und Quartiersgemeinschaften haben.
Heike Gerth und Rotraut Weeber setzen sich mit der sozia-
len Dimension der Wohnungspolitik auseinander – insbe-
sondere für Niedrigverdiener wird es immer schwieriger,
Wohnraum zu finden. Jährlich werden vom Staat Wohn-
mietenzuschüsse von ca. 4 Mrd. € über die soziale Grund-
sicherung oder das Wohngeld ausgegeben. Zentraler Be -
zugspunkt ist für die Autoren das Quartier, in dem flexible
Wohnangebote geschaffen werden sollten, kombiniert mit
Baugruppen und genossenschaftlichen Wohnformen, ein-
gebettet in resiliente Stadtstrukturen. Sonja Borchard zeigt
den Handlungsbedarf zur Weiterentwicklung wohnungs-
politischer Steuerungsinstrumente auf. Angesichts der Trans -
formationen am Wohnungsmarkt sind die Kommunen ge -
fordert, mittels strategischer Planungsaufgaben die soziale
Wohnraumversorgung auch zukünftig sicherzustellen. Grö -
ßere Kommunen wie beispielsweise Dortmund sind mit der
Erstellung eines kommunalen Wohnraumkonzepts in der
Lage, neue Akteure langfristig in die erforderlichen Anpas-
sungsprozesse einzubinden. Elena Wiezorek betrachtet die
Herausforderungen am Wohnungsmarkt aus der Perspek -
tive privatwirtschaftlicher Initiativen. Gerade bei knappen
kommunalen Haushaltsmitteln und sinkender Nachfrage
am Wohnungsmarkt scheint es attraktiv, Wohnquartiere
durch gemeinschaftliche Initiativen von Eigentümern auf-
zuwerten. Das damit verbundene Investitionsrisiko und die
mangelnde Verbindlichkeit sind zugleich eine große Her-
ausforderung.

Im dritten Abschnitt werden beispielhafte Wohnungs-
projekte sowie deren Prozesse und Akteure aufgezeigt.
Steffen Kercher und Thomas Rehn erläutern anhand des
Neubaugebiets München-Freiham – eines der größten Neu-
bauvorhaben Deutschlands –, wie wichtig ein umfassendes,
städtisch gesteuertes Planungsverfahren für die Umsetzung
wohnungspolitischer Ziele ist: vom Strukturkonzept über
einen Städtebaulichen Wettbewerb bis hin zu Blockkon-
zepten. Ergänzt wird diese Planungsstrategie um die Schaf-
fung sozialen Wohnungsbaus (Soziale Bodenordnung) und
energieeffizienter Strukturen (Energiegerechter Städtebau).
Darauf aufbauend, erläutern Ursula Eicker, Heiko Huppen-
berger, Detlef Kurth und Dirk Monien die Energieleitpla-
nung für das Wohngebiet München-Freiham als Ergebnis
der Begleitforschung im Rahmen der Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik. Für den Städtebaulichen Wettbewerb wur -
den umfassende energetische Kriterien berücksichtigt, um
diese frühzeitig mit sozialpolitischen und städtebaulichen
Zielen abzuwägen. Der Beitrag zeigt, dass es hierbei keine
allgemeingültigen Lösungen gibt, sondern jeweils nur auf
den Städtebau und den Ort bezogene Optimierungen.

Barabra Rolfes-Poneß zeigt anhand des Nachbarschafts-
quartiers Berlin-Friesenstraße, wie durch eine Projektent-
wicklungsgesellschaft mit starkem Bezug zur Nachbarschaft
ein vielfältiges Wohnquartier realisiert werden kann. Eine
kleinteilige Eigentümerstruktur aus Baugemeinschaften, Ge -
nossenschaften und Bauträger garantiert entsprechend un -
terschiedliche Nachfragegruppen. Kombiniert mit Gewerbe
und einer Geothermieanlage ist ein nachbarschaftsorien-
tiertes Quartier entstanden. Im Beitrag von Iris Behr, Moni-
ka Meyer und Kornelia Müller wird das genossenschaftliche
Wohnmodell „Wohnsinn“ vorgestellt, in dem jüngere und
ältere Menschen gemeinschaftlich zusammenwohnen. Sie
teilen sich Gemeinschaftsräume sowie einen Gemeinschafts -
hof und erbringen ein hohes Maß an Eigeninitiative. Ein
Modellprojekt, das jedoch mit Bereitschaft zum Engage-
ment verbunden ist und meist eine Koordination von außen
benötigt. Abschließend berichtet Albrecht Reuß anhand des
Projekts „Sorglos Wohnen“ in Dettingen an der Erms bei-
spielhaft über Baugemeinschaften im ländlichen Raum. Er
betont die besondere Bedeutung von engen Informations-
pfaden zwischen allen Beteiligten. Erfolgsgrundlage für
Baugruppen sind individuelle und eigenständige Konzepte,
die einer besonderen Betreuung bedürfen.

Die Beiträge zeigen, dass eine staatlich unterstützte und
planerisch begleitete Wohnungspolitik notwendig ist. Die
Aufgabe des Staates besteht aber nicht nur in der Förde-
rung, sondern auch in der Ermöglichung von neuen/alten
gemeinschaftlichen Wohnformen in Genossenschaften, Bau -
gruppen und kleinen Entwicklungsträgern. Die Anpassung
des Wohnungsbestands an die demografischen, sozialen
und energetischen Herausforderungen ist eine der großen
Aufgaben auch für die Stadtplanung der nächsten Jahr-
zehnte.
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